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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000007/2024
an die Kommission
Artikel 136 der Geschäftsordnung
Salvatore De Meo, Domènec Ruiz Devesa, Rainer Wieland, Maite Pagazaurtundúa, Helmut 
Scholz, Damian Boeselager
im Namen des Ausschusses für konstitutionelle Fragen

Betrifft: Untersuchungsrecht des Europäischen Parlaments

Nachdem das Parlament am 16. April 2014 seinen Standpunkt zu dem Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments über Einzelheiten der Ausübung des Untersuchungsrechts des 
Europäischen Parlaments und zur Aufhebung des Beschlusses 95/167/EG1, Euratom, EGKS gemäß 
Artikel 226 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) angenommen hatte, 
haben sich der Rat und die Kommission bisher stets geweigert, interinstitutionelle Verhandlungen 
aufzunehmen, um sich auf einen neuen Rechtsakt zu einigen.

In einem Non-Paper vom Mai 2018 hat der Ausschuss für konstitutionelle Fragen einen neuen 
Wortlaut für den 2014 angenommenen Vorschlag unterbreitet, bei der einige der vom Rat geäußerten 
Bedenken berücksichtigt wurden. Der Rat sprach jedoch auch weiterhin davon, dass er ernsthafte 
rechtliche und institutionelle Bedenken habe.

In der Wahlperiode 2019-2024 übermittelte der Vorsitzende des Ausschusses für konstitutionelle 
Fragen dem Rat am 10. Oktober 2023 förmlich eine aktualisierte Fassung des Non-Papers vom Mai 
2018. Diese wurde auch der Kommission am 13. Dezember 2023 zur Information und am 29. Februar 
2024 offiziell übermittelt. In der aktualisierten Fassung schlug die Mehrheit des Verhandlungsteams 
des Ausschusses für konstitutionelle Fragen vor, auf neun der elf Einwände des Rates positiv 
einzugehen. Die anderen beiden Einwände wurden nicht behandelt, da ihre Berücksichtigung ein 
deutlicher Rückschritt gegenüber den geltenden Bestimmungen bedeuten würde.

In seinem Antwortschreiben vom 18. Januar 2024 hat der Rat keine der vom Parlament 
vorgeschlagenen Verbesserungen aussagekräftig behandelt und sich – ohne weitere Erklärung – 
geweigert, den aktualisierten Vorschlag zu erörtern bzw. seine Zustimmung zu erteilen, obwohl das 
Parlament eindeutig bereit war, interinstitutionelle Verhandlungen aufzunehmen. Der Rat ging auch 
nicht auf den Vorschlag des Parlaments ein, ein Treffen der Organe abzuhalten, um über die noch 
offenen Fragen zu beraten und das Dossiers abzuschließen. Die Kommission hat bislang keinen der 
formellen oder informellen Vorschläge des Parlaments angenommen.

Gemäß den Verträgen und der Rechtsprechung des Gerichtshofs der EU ist die Kommission die 
Hüterin der Verträge. Sie sorgt für die Anwendung der Verträge (Artikel 17 Absatz 1 EUV), 
einschließlich Artikel 226 AEUV, der die Rechtsgrundlage für Untersuchungsausschüsse bildet. Die 
Kommission übt ihre Tätigkeiten unter der politischen Kontrolle des Parlaments aus (Artikel 14 Absatz 
1 EUV) und ist als Organ gegenüber dem Parlament rechenschaftspflichtig (Artikel 17 Absatz 8 EUV). 
Warum lehnt die Kommission vor diesem rechtsverbindlichen institutionellen Hintergrund mehr als 
vierzehn Jahre nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon weiterhin die Aufnahme 
interinstitutioneller Verhandlungen mit dem Parlament zum Zwecke einer Einigung über einen 
geeigneten Rechtsrahmen für die Umsetzung des Untersuchungsrechts des Parlaments oder zur 
Erteilung seiner Zustimmung zu selbigem ab?
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